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Bildungsfinanzierung der öffentli-
chen Hand 
Stand und Herausforderungen 

 

Das Ende Februar veröffentlichte Gutachten „Bildungsfi-
nanzierung der öffentlichen Hand - Stand und Herausfor-
derungen“ des Bildungsforschers Dr. Roman Jaich erlaubt 
es, genau zu beziffern, was die notwendigen Verbesserun-
gen für ein zukunftsfähiges Bildungswesen von der Kinder-
tagesstätte bis zur Weiterbildung tatsächlich kosten. 
 

In der Einleitung zu seinem Gutachten weist Jaich auf die 
immer wieder durch nationale wie internationale Ver-
gleichsstudien attestierten Defizite des deutschen Bil-
dungswesen wie starke soziale Auslese, hohe Zahl von 
Schulabgängern ohne Abschluss, oder das „Verschwinden“ 
einer halben Million Jugendlicher im Übergangssystem zwi-
schen Schule und Beruf, um nur einige zu nennen, hin. 
Obschon der Autor Verbesserungen in einzelnen Feldern 
der Bildungsfinanzierung einräumt- Abschaffung der Stu-
diengebühren, teilweise Abschaffung der Elternbeiträge 
für Kindertagesstätten, Ausbau der Kindertagesbetreuung 
für unter dreijährige - so konstatiert er dennoch eine große 
Lücke zwischen Sonntagsreden und der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit. Vom 2008 beim Dresdener Bildungsgipfel ge-
steckten Ziel, die Bildungsausgaben bis 2015 auf 10 % des 
Bruttoinlandproduktes zu erhöhen, ist die Politik immer 
noch weit entfernt. Nach einem leichten Anstieg von 3,9 
auf 4,1 % im Jahr 2009 verharrt der Anteil der Bildungsaus-
gaben in etwa auf diesem Wert. 
 

Insgesamt fehlen rund 55 Milliarden Euro 
 
Die Analyse widmet sich den Bereichen Kita, allgemeinbil-
dende Schulen, Berufliche Bildung, Hochschulen, Weiter-
bildung sowie zusätzlich der Integration von Geflüchteten. 
Für die bessere Ausstattung des Bereiches Kindertagesstät-
ten fallen der Rechnung des Bildungsexperten zufolge jähr-
lich laufende Mehraufwendungen in Höhe von 11,3 Milliar-
den Euro bundesweit an. Für die bessere Ausstattung der 
allgemeinbildenden Schulen berechnet er laufende Mehr-
aufwendungen in Höhe von knapp 16,7 Milliarden Euro. 
 
Für die Berufliche Bildung stellt der Experte unter Berück-
sichtigung der von Gewerkschaftsseite geforderten Verbes-
serungen einen Mehrbedarf von rund 6,9 Milliarden Euro 

fest, bei den Hochschulen sind es etwa 6,2 Milliarden Euro. 
Für die von den Ländern zu verantwortende Weiterbildung 
müsste eine Milliarde Euro mehr ausgegeben werden. Ins-
gesamt müssten Länder und Kommunen 42,1 Milliarden 
Euro mehr in die Bildung stecken. 
 
Addiert man noch die zusätzlichen Aufwendungen für die 
Umsetzung von Inklusion in den Schulen - je nach Grad der 
Inklusion zwischen 3,6 und 4,3 Milliarden Euro - so liegt 
der zusätzliche Finanzbedarf der Länder zwischen 45,7 Mil-
liarden Euro und 46,4 Milliarden Euro. Hinzu kommen not-
wendige zusätzliche Mittel des Bundes (5,6 Milliarden 
Euro) plus Gelder für die Integration von Geflüchteten im 
Bildungsbereich (4,2 Milliarden Euro). Der summierte Be-
trag von 55,5 bis 56,2 Milliarden Euro zeigt die extreme 
Unterfinanzierung des deutschen Bildungswesens auf. 
 

Zusammenschau und Ergebnis: im Saarland 
fehlen 400 Millionen 
 
In der Tabelle sind die Ergebnisse für die einzelnen von 
Jaich untersuchten Bildungsbereiche dargestellt. 
 

 
 

Die Bildungsbereiche im Einzelnen 
 
Im Folgenden werden für jeden Bildungsbereich exempla-
risch einige Aspekte beleuchtet. 
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1. Kindertagesstätten/Elementarbereich 
 Ausbau der Betreuung für unter dreijährige Kinder: 
Im Beschluss der Bundesregierung und der Regierungs-
chefs der Länder in Dresden 2008 haben diese vereinbart, 
bis zum Jahre 2013 schrittweise ein bedarfsgerechtes und 
qualitätsorientiertes Betreuungsangebot für bundesweit 
durchschnittlich 35 Prozent der Kinder unter drei Jahren 
aufzubauen. Dieses Ziel ist bisher nicht erreicht. Unabhän-
gig davon zeigt sich, dass eine Betreuungsquote von 35 
Prozent nicht den Wünschen der Bevölkerung entspricht. 
Gemäs der DJI-Länderstudie 2014 äußerten 41,5 Prozent 
der befragten Eltern einen Betreuungsbedarf für Kinder 
unter drei Jahren. Für die Ermittlung der laufenden zusätz-
lichen Kosten für den Ausbau der Betreuung für unter drei-
jährige Kinder ist daher eine Betreuungsquote von 41,5 
Prozent als Messlatte anzusetzen. Für das Saarland ergibt 
sich dann ein zusätzlicher Finanzierungsbedarf in Hohe von 
31,5 Millionen. 
 
 Aufbau von Personalreserven: 
Verschiedene Gründe führen dazu, dass ein Personalpuffer 
notwendig ist. Die Gründe hierfür sind vielschichtig, z.B. 
Krankheit, betriebsbedingte Abwesenheit oder private 
Gründe. Es sollte also ein Personalpuffer bestehen, um 
diese Ausfallzeiten abzufedern. Für das Saarland ergibt sich 
für einen zehnprozentigen Puffer ein zusätzlich notwendi-
ger Aufwand in Höhe von 2,7 Millionen. 
 

2. Allgemeinbildende Schulen 
 Reduzierung der Pflichtstunden für Lehrerinnen und 
Lehrer: 
Zu den Rahmenbedingungen, die die Qualität von Bil-
dungsprozessen beeinflussen, gehört auch, dass den Un-
terrichtenden ausreichend Zeit für die Vorbereitung und 
die erheblich angewachsenen außerunterrichtlichen Tätig-
keiten bleibt. Das heißt, dass die Anzahl der Pflichtunter-
richtsstunden auf ein vernünftiges Maß zu begrenzen ist. 
Im Ergebnis zeigt sich, dass ca. 2,3 Milliarden Euro zusätz-
lich jährlich aufzuwenden sind, um die Pflichtstunden auf 
allen Schulformen und Klassenstufen auf höchstens 25 zu 
reduzieren. Für das Saarland würde dies Mehrkosten von 
20,2 Millionen bedeuten. 
 
 Ausweitung von Schulsozialpädagogen und Schulpsy-
chologen: 
Immer häufiger haben allgemeinbildende Schulen nicht 
nur die Aufgabe, Wissen zu vermitteln. Aufgrund unter-
schiedlicher gesellschaftlicher Trends müssen an Schulen 
zunehmend auch weitere Leistungen erbracht werden. 
Hierzu gehören z.B. Beratung und Begleitung einzelner 
Schülerinnen und Schüler, Zusammenarbeit mit den Erzie-
hungsberechtigten oder offene Gesprächs-, Kontakt- und 
Freizeitangebote. Hierfür benötigen die Schulen neben den 

Lehrkräften weiteres qualifiziertes Personal. Zu erwähnen 
ist hier auch, dass das deutsche Schulsystem immer noch 
durch einen hohen Anteil von Risikoschülern gekennzeich-
net ist. Hier bedarf es einer gezielten individuellen Förde-
rung. Um allen jungen Menschen eine bestmögliche Ent-
wicklung zu eröffnen und ihre Potenziale zu entwickeln, 
muss von Anfang an eine Förderung entsprechend ihrer in-
dividuellen Fähigkeiten erfolgen, die gleichzeitig Defizite 
möglichst weitgehend ausgleicht. Erforderlich ist daher 
eine bessere Ausstattung der Schulen mit Schulsozialpäda-
gogen und Schulpsychologen. Diese müssen flächende-
ckend an den Schulen präsent sein. Für die Schulsozialpä-
dagogen wird angenommen, dass je eine Stelle für 150 
Schülerinnen und Schüler eingerichtet werden sollte. Das 
Saarland müsste hier 25,7 Millionen mehr investieren. 
 
 Inklusion: 
Für die Integration aller Schüler_innen und Schüler an För-
derschulen in die Regelschulen müsste das Saarland zu-
sätzlich 41,8 Millionen in die Hand nehmen. 
 

3. Berufliche Bildung 
 Sicherung des Angebots an Ausbildungsplätzen: 
Zur Sicherstellung eines ausreichenden Angebots an Aus-
bildungsstellen wurden schon vor Jahren Ausbildungsfonds 
thematisiert. Bereits im Jahre 1974 wurde von der damali-
gen Edding-Kommission eine Reform der Finanzierung der 
dualen Berufsausbildung empfohlen. Vorgeschlagen 
wurde, von der bestehenden individuellen Finanzierung, 
insbesondere der direkten Finanzierung der Ausbildungs-
vergütungen durch die Unternehmen, auf eine kollektive 
Finanzierung in Form von Fonds umzusteigen. Diese Dis-
kussion ist seither nicht abgerissen, in konjunkturschwa-
chen Phasen keimt sie immer wieder auf. So begrüßens-
wert dieser Vorschlag ist, soll er an dieser Stelle nicht wei-
ter verfolgt werden. Die Alternative zu betrieblichen Aus-
bildungsplätzen können vollzeitschulische Berufsausbildun-
gen sein. In dem Maße, wie junge Menschen, die keinen 
Ausbildungsplatz erhalten haben, im sogenannten Über-
gangssystem untergebracht werden, entstehen durch den 
Ausbau vollzeitschulischer Ausbildungsgänge nur relativ 
geringe Kosten. Dies sind die sogenannten Transaktions-
kosten, die mit einem Wechseln von Strukturen verbunden 
sind, und an dieser Stelle vernachlässigt werden können. 
Entscheidend ist ein Blick auf die jungen Menschen, die ei-
gentlich einen Ausbildungsplatz suchen, denen keiner an-
geboten wird und die dann aus dem Bildungssystem „raus-
fallen“. Über die Größe dieser Gruppe gibt der jährliche Be-
rufsbildungsbericht Auskunft. Für das Jahr 2014 weist der 
Bericht 116.656 junge Menschen aus, deren Verbleib unge-
klärt ist. Im Saarland sind es 1.609. Um diesen jungen Men-
schen Ausbildungsplätze zur Verfügung zu stellen, müsste 
das Saarland 8,3 Millionen zusätzlich investieren. 
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 Verbesserung der Rahmenbedingungen an den berufli-
chen Schulen:  
Würde man die Klassengrößen auf 18 begrenzen, die Un-
terrichtsverplichtung auf 25 Wochenstunden reduzieren 
und einen Personalpuffer von 5 % schaffen, so würde diese 
Verbesserung eine Investition von zusätzlich 12 Millionen 
erfordern. 
 
 Inklusion an berufsbildenden Schulen: 
Inklusive Bildung bedeutet die diskriminierungsfreie Teil-
habe an allen Bildungsbereichen, auch der beruflichen Bil-
dung. Für die berufliche Bildung bedeutet dies, zum einen 
die Situation an den beruflichen Schulen zu verbessern um 
jungen Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit der 
Teilhabe zu bieten und zum anderen die Zugangsmöglich-
keiten für Menschen mit Behinderungen zu Betrieben zu 
verbessern. Der zweite Punkt, bessere Zugangsmöglichkei-
ten zur dualen Berufsausbildung betrifft vor allem Fragen 
der Akzeptanz und der Organisation und weniger der Fi-
nanzierung - auch wenn finanzielle Anreize oder Unterstüt-
zungsangebote durchaus wichtig sind. 
 
Im Ergebnis sind zur Umsetzung von Inklusion an berufli-
chen Schulen jährliche Mehrausgaben in Höhe von 714 
Mio. Euro notwendig. Die Studie kalkuliert mit 10 Prozent. 
Dafür müsste das Saarland 8,5 Millionen zusätzlich inves-
tieren. 
 

4. Hochschulen 
Das zentrale Problem im Hochschulbereich ist schon länger 
in dessen Überlastung zu sehen. Dies hat sich mit der Aus-
weitung der Studierendenzahlen noch einmal verschärft. 
Die Hochschulpakte 1 bis 3, die geschlossen wurden, um 
die Finanzierungslücke zwischen Bund und Ländern auf-
grund der gestiegenen Studierendenzahlen zu schließen, 
reichen bei weitem nicht aus. Ebenso führt die Entlastung 
der Länder bei der Bafög-Finanzierung nicht immer zu ei-
ner Verbesserung der Hochschulsituation. Die erheblichen 
Einschnitte, die die saarländische Landesregierung mit dem 
Zwang zur Einhaltung der Schuldenbremse gerechtfertigt 
hat, haben die strukturelle Überlastung der Hochschulen 
zusätzlich verschärft. Jaich errechnet für den Hochschulbe-
reich im Saarland einen zusätzlichen Finanzierungsbedarf 
von 12,3 Millionen. 
 

5. Weiterbildung 
 Berufliche Weiterbildung: 
Betriebliche Weiterbildung ist die Weiterbildung, die vom 
Arbeitgeber initiiert wird, damit z.B. die Wettbewerbsfä-
higkeit des Unternehmens erhalten bleibt oder die Innova-
tionsfähigkeit erhöht wird. Es müsste eigentlich daher 
selbstverständlich sein, dass sie in ausreichendem Umfang 

durchgeführt wird. Zwar ist die Beteiligung in den letzten 
Jahren in Deutschland angestiegen, allerdings findet Wei-
terbildung noch im hohen Maße selektiv statt. Die Teilnah-
mechance ist abhängig von verschiedenen Faktoren, wie 
z.B. dem Bildungsniveau und der beruflichen Stellung. 
 
Weiterbildungsfonds entkoppeln die Weiterbildungsteil-
nahme von den dabei entstehenden Kosten, da die Arbeit-
geber sich an der Finanzierung beteiligen - und zwar unab-
hängig davon, ob sie „ihren“ Mitarbeitern_innen Weiterbil-
dung ermöglichen oder nicht. Damit können auch die Teil-
habechancen von Beschäftigten steigen, die bisher unter-
proportional an Weiterbildung teilgenommen haben. Ent-
sprechend fordern die Gewerkschaften seit Jahren, Weiter-
bildungsfonds verpflichtend einzurichten. Für die öffentli-
che Hand entstehen hier nur in geringem Umfang zusätzli-
che Kosten für die Umsetzung einer solchen Regelung. 
 
 Persönliche Weiterbildung, Erwachsenenbildung: 
Die Erwachsenbildung fristet seit Jahren im Segment der 
Weiterbildung ein Schattendasein. Während die berufliche 
Weiterbildung im Rahmen der Diskussion über die Förde-
rung des Lebenslangen Lernens oder der Diskussion über 
den Fachkräftemangel an Aufmerksamkeit gewonnen ha-
ben, spielt die Erwachsenbildung, deren Förderung im We-
sentlichen durch die Länder und Kommunen erfolgt, in die-
sen Diskussionen nur eine untergeordnete Rolle. 
 
Für die persönliche Weiterbildung und die Erwachsenenbil-
dung gilt, dass die Finanzen für die öffentliche Förderung 
seit den 80er Jahren systematisch reduziert wurden. Diese 
Entwicklung verlief nicht kontinuierlich, sondern in Brü-
chen und nochmals unterschiedlich in den einzelnen Bun-
desländern. Vor diesem Hintergrund fordert die GEW seit 
Jahren, dass 1 Prozent des Bildungsbudgets in die Erwach-
senenbildung fließt. Für das Jahr 2014 wurde berechnet, 
wie viele zusätzliche Ressourcen die Bundesländer aufwen-
den müssen, um dieses Ziel zu erreichen. Für das Saarland 
ergibt sich hier ein zusätzlicher Finanzierungsbedarf von 
11,3 Millionen. 
 

Beteiligung des Bundes unabdingbar 
Zu erwarten, dass die Bundesländer diese notwendige In-
vestitionssumme allein stemmen können, wäre utopisch – 
insbesondere für Bundesländer deren Haushaltsspielräume 
durch die Schuldenbremsen stark begrenzt sind. Die Betei-
ligung des Bundes an diesen Aufgaben ist unabdingbar und 
das starre Festhalten am Kooperationsverbot erscheint in 
diesem Zusammenhang abermals als kontraproduktiv. Wer 
die 2008 in Dresden beschlossenen Ziele ernst nimmt, 
muss das Kooperationsverbot endlich kippen.  
 
 Thomas Bock 

Das vollständige Gutachten findet man unter : 
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www.gew.de/fileadmin/media/publikationen/hv/Bil-
dung_und_Politik/Bildungsfinanzierung/Bildungsoekono-
mie_und_Bildungsfinanzierung/Bildungsfinanzie-
rung_der_oeffentlichen_Hand_-_Stand_und_Herausforde-
rungen__Februar_2016_.pdf 
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